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(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

EMPFEHLUNGEN 

RAT 

EMPFEHLUNG DES RATES 

vom 12. Juli 2011 

zum nationalen Reformprogramm Litauens 2011 und zur Stellungnahme des Rates zum 
aktualisierten Konvergenzprogramm Litauens für 2011-2014 

(2011/C 210/01) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 
Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 
7. Juli 1997 über den Ausbau der haushaltspolitischen Über­
wachung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt­
schaftspolitiken ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3, 

auf Empfehlung der Europäischen Kommission, 

unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäi­
schen Rates, 

nach Stellungnahme des Beschäftigungsausschusses, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Finanzausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 26. März 2010 stimmte der Europäische Rat dem 
Vorschlag der Kommission für eine neue Wachstums- 
und Beschäftigungsstrategie („Europa 2020“) zu; diese 
Strategie stützt sich auf eine verstärkte Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik, die sich auf die Schlüsselbereiche 
konzentrierte, in denen Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, um Europas Potenzial für nachhaltiges Wachs­
tum und Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. 

(2) Am 13. Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten 
und der Union (2010 bis 2014) und am 21. Oktober 
2010 einen Beschluss über Leitlinien für beschäftigungs­
politische Maßnahmen der Mitgliedstaaten ( 2 ) an, die zu­
sammen die „integrierten Leitlinien“ bilden. Die Mitglied­
staaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer 
nationalen Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik den in­
tegrierten Leitlinien Rechnung zu tragen. 

(3) Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten 
Jahreswachstumsbericht an, mit dem ein neuer Zyklus 
wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzei­
tig das erste Europäische Semester einer in der Strategie 
Europa 2020 verankerten integrierten Ex-ante-Politik­
koordinierung eingeleitet wurden. 

(4) Am 25. März 2011 billigte der Europäische Rat (im Ein­
klang mit den Schlussfolgerungen des Rates vom 
15. Februar und 7. März 2011 und im Anschluss an 
den Jahreswachstumsbericht der Kommission) die Priori­
täten für Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er 
betonte die Notwendigkeit, der Wiederherstellung solider 
Staatshaushalte und der langfristigen Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitslosigkeit 
durch Reformen des Arbeitsmarkts sowie neuen Anstren­
gungen zur Steigerung des Wachstums Priorität einzuräu­
men. Er forderte die Mitgliedstaaten auf, diese Prioritäten 
in konkrete Maßnahmen umzusetzen und sie in ihre 
Stabilitäts- bzw. Konvergenzprogramme und nationalen 
Reformprogramme aufzunehmen.
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( 1 ) ABl. L 209 vom 2.8.1997, S. 1. 

( 2 ) Für 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU des 
Rates vom 19. Mai 2011 über Leitlinien für beschäftigungspolitische 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten (ABl. L 138 vom 26.5.2011, S. 56).



(5) Am 25. März 2011 ersuchte der Europäische Rat die am 
Euro-Plus-Pakt teilnehmenden Mitgliedstaaten außerdem, 
ihre Verpflichtungen so zeitig vorzulegen, dass sie in ihre 
Stabilitäts- bzw. Konvergenzprogramme und nationalen 
Reformprogramme aufgenommen werden können. 

(6) Am 28. April 2011 legte Litauen sein aktualisiertes Kon­
vergenzprogramm 2011 für den Zeitraum von 2011 bis 
2014 sowie sein nationales Reformprogramm 2011 vor. 
Um den Verknüpfungen zwischen den Programmen 
Rechnung zu tragen, wurden sie gleichzeitig bewertet. 

(7) Die litauische Wirtschaft erholt sich zurzeit von einer 
schweren Wirtschaftskrise, in deren Verlauf das BIP in­
folge des Einbruchs der Binnennachfrage, dessen Wir­
kung durch einen Rückgang des Welthandels verstärkt 
wurde, insgesamt um 17 % schrumpfte. Der Arbeitsmarkt 
reagierte rasch auf die Krise, und die Arbeitslosenzahlen 
erreichten Rekordhöhe. Nachdem die Arbeitslosenquote 
Anfang 2008 4,2 % betragen hatte, wurde Mitte 2010 
mit 18,3 % ein Höchststand erreicht. Eine kontinuierliche 
Einhaltung der Currency-Board-Regelung und eine um­
fangreiche Haushaltskonsolidierung trugen neben der An­
passung der Löhne und Gehälter im Privatsektor und 
Maßnahmen zur Stärkung der Stabilität des Finanzsys­
tems zur wirtschaftlichen Stabilisierung bei. Mit der Er­
holung der Weltwirtschaft und einer wiedererlangten 
Wettbewerbsfähigkeit nahmen die Exporte stark zu, und 
2010 war erneut ein Wachstum der Wirtschaft zu ver­
zeichnen. 2011 beschleunigte sich die wirtschaftliche Er­
holung durch die Wiederbelebung der Binnennachfrage. 
Die Arbeitslosigkeit dürfte zwar rasch zurückgehen, wird 
sich jedoch weiterhin im zweistelligen Bereich bewegen. 

(8) Auf der Grundlage der Bewertung des aktualisierten Kon­
vergenzprogramms gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1466/97 ist der Rat der Auffassung, dass das dem Kon­
vergenzprogramm 2011 zugrunde liegende makroöko­
nomische Szenario plausibel ist, wenngleich sich das 
Wirtschaftswachstum und die Inflation letztendlich als 
höher als derzeit erwartet erweisen könnten. Es legt 
zwar etwas günstigere Wachstumsannahmen für 2011 
zugrunde, entspricht aber weitgehend den jüngsten Prog­
nosen der Kommission für 2012. Ziel des Konvergenz­
programms ist es, das Defizit bis 2012 — die vom Rat 
gesetzte Frist — unter den Referenzwert von 3 % zu 
senken; dies wird jedoch nicht ausreichend durch Maß­
nahmen für das Jahr 2012 untermauert. Durch die Be­
schleunigung der wirtschaftlichen Dynamik könnten 
2011 bessere Haushaltsergebnisse erreicht werden als 
im Konvergenzprogramm prognostiziert. Werden jedoch 
die befristeten Konsolidierungsmaßnahmen, die Ende 
2011 auslaufen, nicht verlängert und durch umfangreiche 
dauerhafte Maßnahmen ergänzt, besteht die Gefahr, dass 
die Haushaltsziele des Konvergenzprogramms für 2012 
trotz der besseren makroökonomischen Prognosen nicht 
erreicht werden. Die durchschnittlichen jährlichen Kon­
solidierungsanstrengungen im Zeitraum 2010-2012 lie­
gen weit unter den vom Rat am 16. Februar 2010 im 
Rahmen des Defizitverfahrens empfohlenen 2,25 % des 
BIP. Da Wirtschaftswachstum und Steueraufkommen we­
sentlich höher sind, als zum Zeitpunkt der Empfehlung 
des Rates vom 16. Februar 2010 im Rahmen des Defizit­

verfahrens angenommen, dürfte die Umsetzung der er­
forderlichen Konsolidierungsmaßnahmen eine schnellere 
Defizitverringerung und raschere Fortschritte im Hinblick 
auf das mittelfristige Ziel möglich machen. Es wird nicht 
damit gerechnet, dass das mittelfristige Ziel eines struk­
turellen Überschusses von 0,5 % des BIP innerhalb des 
Konvergenzprogrammzeitraums erreicht wird. 

(9) Angesichts der umfangreichen Anpassungen, die für die 
Einhaltung des im Defizitverfahren für 2012 festgelegten 
Ziels und Fortschritte im Hinblick auf das mittelfristige 
Ziel erforderlich sind, sowie der Notwendigkeit, die er­
forderlichen Kofinanzierungsmittel für die vorgezogene 
Inanspruchnahme der EU-Strukturfondsförderung und 
die Erhöhung der produktiven Investitionen in die Wirt­
schaft bereitzustellen, wird es eine Herausforderung dar­
stellen, weitere Konsolidierungsmaßnahmen zu ermitteln. 
Durch die Erhöhung der Effizienz des öffentlichen Sek­
tors könnten zusätzliche Möglichkeiten für Ausgaben­
anpassungen geschaffen werden, ohne die Qualität der 
öffentlichen Dienste zu beeinträchtigen. Werden keine 
weiteren Reformen durchgeführt, werden die alterungs­
bedingten Ausgaben in den kommenden Jahrzehnten 
stärker als im EU-Durchschnitt steigen. Im Juni 2010 
verabschiedete die Regierung den groben Entwurf einer 
umfassenden Reform des Sozialversicherungs- und Ren­
tensystems. Der Vorschlag umfasste beträchtliche Erhö­
hungen des Rentenalters, neue Berechnungsweisen für 
die Renten und die Einbeziehung der staatlich finanzier­
ten Renten in das allgemeine Sozialversicherungssystem. 
Die endgültige Verabschiedung und die erfolgreiche Um­
setzung aller Aspekte dieser Vorschläge werden für die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen ent­
scheidend sein; hierdurch könnte sich auch das Arbeits­
kräfteangebot erweitern, indem für ältere Arbeitnehmer 
stärkere Arbeitsanreize geschaffen werden, bei gleichzei­
tiger Gewährleistung angemessener Renten. Vorausset­
zung für langfristig tragfähige öffentliche Finanzen wäre 
ferner ein stabilerer haushaltspolitischer Rahmen. Der bis­
herige Rahmen ließ im Vorfeld der Krise u. a. wiederholt 
beträchtliche Korrekturen der Ausgabenziele und einen 
prozyklischen Anstieg der Ausgaben zu, finanziert durch 
unerwartete Mehreinnahmen. Ein übermäßiges, durch 
aufschwungsbedingte Einnahmen finanziertes Wachstum 
der Ausgaben war der Grund für die während der Krise 
deutlich gewordenen beträchtlichen Haushaltsungleichge­
wichte. Hierdurch wurde auch eine Überhitzung der Kon­
junktur befördert. Nach der letzten Bewertung der Kom­
mission, sind die Risiken für die langfristige Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen als hoch einzustufen. 

(10) Litauen verzeichnet eine der höchsten Arbeitslosenquoten 
in der EU. Die dringlichste Aufgabe ist es, sicherzustellen, 
dass der rasche Anstieg dieser Quote kein strukturelles 
Problem wird. Ein sehr strenges Arbeitsrecht und nega­
tive Arbeitsanreize des Sozialhilfesystems wirken dem 
Funktionieren des Arbeitsmarktes entgegen. Dies macht 
eine Überarbeitung des Arbeitsgesetzbuches und anderer 
einschlägiger Rechtsvorschriften erforderlich, insbeson­
dere des Gesetzes über Bargeldsozialhilfe. Zusammen 
mit einer finanziell ausreichend ausgestatteten aktiven 
Arbeitsmarktpolitik würden Maßnahmen in diesen Berei­
chen zur Verringerung des Risikos beitragen, dass die 
hohe Arbeitslosigkeit strukturellen Charakter annimmt, 
und die umfangreiche Schattenwirtschaft eindämmen.
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(11) In Litauen entfallen auf Unternehmen in Staatsbesitz etwa 
18 % des BIP. Bei diesen ist nach wie vor eine gewisse 
Ineffizienz festzustellen und die Erträge sind nicht zufrie­
den stellend. Eine erfolgreiche Reform der staatseigenen 
Unternehmen wäre auch für den Wettbewerb und die 
Rahmenbedingungen für Unternehmen förderlich. 2010 
wurden in Litauen Reformen in fünf wichtigen Sektoren 
eingeleitet. In diesem Rahmen wurden Transparenzleit­
linien für staatseigene Unternehmen formuliert, die als 
Grundlage für die Rechenschaftspflicht der Regierung die­
nen können. Die Entschließung der Regierung zur Effi­
zienzsteigerung vom Dezember 2010 ist eine weitere 
glaubwürdige Grundlage für die Reform. Es handelt sich 
jedoch nur um Rahmenbedingungen und Leitlinien, und 
in der Entschließung werden einige wichtige Maßnahmen 
nicht genannt, die ursprünglich vorgeschlagen worden 
waren und die Trennung regulatorischer und eigentums­
rechtlicher Funktionen gewährleistet hätten. 

(12) Die Energieintensität der litauischen Wirtschaft ist eine 
der höchsten in der EU. In beträchtlichem Umfang ist 
dies auf die Heizung in Privathaushalten zurückzuführen; 
schlecht unterhaltene Wohnblocks haben den größten 
Anteil an dem Problem. Obwohl bereits 2004 diesbezüg­
lich eine Strategie beschlossen wurde, wurden nur wenige 
Investitionen getätigt. Zudem nahm die Anzahl der Fahr­
zeugeigentümer rasch zu, während die Einnahmen aus 
Energie- und Verkehrssteuern im Vergleich zum BIP 
und zu den Steuern auf Arbeit (die weit über dem EU- 
Durchschnitt liegen) gesunken sind. Durch eine Anhe­
bung der Energiesteuersätze, auch für die Registrierung 
und den Besitz von Fahrzeugen, würde kurzfristig die 
Haushaltskonsolidierung unterstützt und gleichzeitig 
eine effizientere Energienutzung gefördert. 

(13) Die Regulierungsbedingungen für Unternehmen sind in 
Litauen zwar insgesamt günstig, in Bezug auf Unterneh­
mensneugründungen, Fristen und Kosten der Erteilung 
von Baugenehmigungen und Investorenschutz lassen die 
Bedingungen jedoch im Vergleich zu wünschen übrig. 
Eine Verbesserung der einschlägigen Vorschriften würde 
der Arbeitsplatzbeschaffung und dem Wachstum dienen. 
Eine Reform der Wettbewerbspolitik würde die Bedin­
gungen zusätzlich verbessern. Fortschritte sind jedoch 
nur langsam sichtbar, insbesondere in den Bereichen 
Energie und Lebensmitteleinzelhandel. Die endgültige 
Verabschiedung der überarbeiteten nationalen Strategie 
für eine unabhängige Energieversorgung wird zur Bewäl­
tigung von Problemen der Versorgungssicherheit beitra­
gen und einen stärkeren Wettbewerb bei der Stromerzeu­
gung unterstützen. Gleichzeitig würde die Umsetzung des 
dritten EU-Legislativpakets für den Elektrizitäts- und Erd­
gasmarkt den Wettbewerb auf dem Endkundenenergie­
markt verbessern. 2009 wurde in Litauen ein Gesetz 
für den Lebensmitteleinzelhandel verabschiedet, mit 
dem unlautere Praktiken in Einzelhandelsunternehmen 
verboten werden. In diesem Sektor ist der Wettbewerb 
jedoch nach wie vor unzureichend, was zum Teil auf 
seine Struktur und Unzulänglichkeiten bei der Marktregu­
lierung zurückzuführen ist. Die Konzentration bei den 
Lebensmitteleinzelhandelsketten nimmt zu; der Anteil 
der vier größten Unternehmen am Gesamtumsatz 2008 
betrug 72 %. 

(14) Im Rahmen des Euro-Plus-Pakts ist Litauen eine Reihe 
von Verpflichtungen eingegangen. Im Interesse der lang­
fristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen wird Li­
tauen Rechtsvorschriften zur Erleichterung der Reser­
vebildung für wirtschaftlich schwierige Zeiten durch das 
Finanzministerium und zur Förderung einer verantwort­
lichen antiinflationären Haushaltspolitik verabschieden. 
Ferner wurden einige wichtige Maßnahmen zur Reform 
des Sozialversicherungs- und Rentensystems angekündigt. 
Der Schwerpunkt der beschäftigungspolitischen Maßnah­
men liegt auf der Arbeitsplatzbeschaffung, der Bekämp­
fung von illegaler Arbeit und Schwarzarbeit sowie der 
Unterstützung flexibler Beschäftigungsvereinbarungen. 
Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unterneh­
men wurden Zusagen gemacht, die Unternehmensinspek­
tion zu stärken, die Transparenz zu erhöhen und den 
Verwaltungsaufwand für Unternehmen zu verringern. 
Die Verpflichtungen betreffen alle vier Bereiche des Pakts. 
Zusammengenommen entsprechen sie der Reformagenda 
des Konvergenzprogramms und des nationalen Reform­
programms. Durch die Gesamtheit der Maßnahmen im 
Bereich Beschäftigung würde — sofern die Maßnahmen 
umgesetzt werden — ein willkommener Beitrag zur Stei­
gerung der Nachfrage nach Arbeitskräften geleistet. Diese 
Zusagen wurden bewertet und bei den Empfehlungen 
berücksichtigt. 

(15) Die Kommission hat das Konvergenzprogramm und das 
nationale Reformprogramm einschließlich der Euro-Plus- 
Pakt-Verpflichtungen bewertet. Sie hat dabei nicht nur 
deren Relevanz für eine auf Dauer tragfähige Haushalts-, 
Sozial- und Wirtschaftspolitik in Litauen berücksichtigt, 
sondern auch die Einhaltung der EU-Vorschriften und 
-Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die generelle 
wirtschaftspolitische Steuerung der EU durch auf EU- 
Ebene entwickelte Vorgaben für künftige nationale Ent­
scheidungen zu stärken. Vor diesem Hintergrund ist die 
Kommission der Ansicht, dass Maßnahmen festgelegt 
werden müssen, die die Einhaltung der Haushaltsziele 
für 2012 sicherstellen. Weitere Maßnahmen sollten zur 
Reform des Rentensystems (im Hinblick auf tragfähigere 
öffentliche Finanzen und zur Förderung einer Verlänge­
rung des Erwerbslebens), zur Verbesserung der Funk­
tionsweise des Arbeitsmarktes, zur Umsetzung des Re­
formpakets für staatseigene Unternehmen, zur Steigerung 
der Energieeffizienz und zur Anhebung der Energiesteu­
ern sowie zur Stärkung des Wettbewerbs in einigen Sek­
toren ergriffen werden. 

(16) In Anbetracht dieser Bewertung und unter Berücksichti­
gung der gemäß Artikel 126 Absatz 7 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union abgegebenen 
Empfehlung des Rates vom 16. Februar 2010 hat der 
Rat die Aktualisierung 2011 des litauischen Konvergenz­
programms geprüft; seine Stellungnahme ( 1 ) ist insbeson­
dere in den nachstehenden Empfehlungen 1 und 2 ent­
halten. Unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates vom 25. März 2011 hat der 
Rat ferner das nationale Reformprogramm Litauens ge­
prüft —
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( 1 ) Vorgesehen in Artikel 9 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.



EMPFIEHLT, dass Litauen im Zeitraum 2011—2012 

1. bis zur Verabschiedung des Haushalts 2012 zusätzlich dauer­
hafte haushaltspolitische Maßnahmen ergreift, um das über­
mäßige Defizit in Übereinstimmung mit den Empfehlungen 
des Rates im Rahmen des Defizitverfahrens zu korrigieren; 
zur Beschleunigung der Defizitverringerung und zur Gewähr­
leistung von Fortschritten im Hinblick auf das mittelfristige 
Ziel in Höhe von mindestens 0,5 % des BIP jährlich die 
Einhaltung der Steuervorschriften verbessert und die wirt­
schaftliche Erholung voll nutzt; den haushaltspolitischen 
Rahmen stabilisiert, insbesondere durch die Einführung 
durchsetzbarer und verbindlicher Ausgabenplafonds bei den 
mittelfristigen Haushaltsvorgaben. 

2. die vorgeschlagenen Durchführungsbestimmungen zur Re­
form des Rentensystems verabschiedet; negative steuerliche 
Arbeitsanreize, insbesondere für Arbeitnehmer im Renten­
alter im Interesse einer stärkeren Erwerbsbeteiligung aufhebt. 

3. die Flexibilität des Arbeitsmarktes durch eine Änderung der 
arbeitsrechtlichen Vorschriften erhöht, damit diese flexibler 
werden und damit eine bessere Nutzung von Zeitverträgen 
ermöglicht wird; die entsprechenden Rechtsvorschriften da­
hingehend anpasst, dass das Sozialhilfesystem keine negati­
ven Arbeitsanreize enthält. 

4. alle Aspekte des Reformpakets für staatseigene Unternehmen 
bis Ende 2011 umsetzt, wobei die Trennung regulatorischer 
und eigentumsrechtlicher Funktionen, klare Unternehmens­
zielsetzungen, eine erhöhte Transparenz und die Trennung 
kommerzieller und nicht kommerzieller Tätigkeiten sicher­
zustellen sind. 

5. die Energieeffizienz von Gebäuden, auch durch eine rasche 
Verwendung der Mittel des Holdingfonds, erhöht und 
Schritte einleitet, um die Besteuerung stärker auf die Ener­
gienutzung auszurichten. 

6. Maßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen für Unter­
nehmensneugründungen und der Erteilung von Baugenehmi­
gungen und zur Stärkung des Wettbewerbs im Energiesektor 
und im Einzelhandel ergreift. 

Geschehen zu Brüssel den 12. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. VINCENT-ROSTOWSKI
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